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ligen Grenzschutztruppe um eine ständige Truppe handelt.

(Nach der Bundesverfassung ist sie dem Bunde ja
verboten, aber heutige Notwendigkeiten können nicht
nach der Verfassung von 1848/1874 beurteilt werden. Wir
werden auch nicht einen Krieg, wie den von 1870/71
erleben!) Die letzte Forderung beschlägt eine blanke
Selbstverständlichkeit, die raschestens in die Tat
umgesetzt werden sollte.

Die Eingabe der Freisinnigen der Stadt Zürich
verdient ein besseres Schicksal als viele andere, gut
fundierte Eingaben in frühern Monaten. Die Eingabe der
Freisinnigen Partei ist als Willenskundgebung des Zürcher

Volkes zu betrachten, das für ein gewisses
Zeitlupentempo kein Verständnis mehr aufbringt. H.Z.

Wie verteidigt sich die Stadt im Kriege?
(EHO.) Am schweizerischen Städtetag vom Sonntag,

dem 25. September 1938, in Lausanne behandelte der
Sekretär des Schweizerischen Städteverbandes in instruktiver,

einläßlicher Weise das Problem einer Stadt im
Kriegsfalle. Er schilderte eingangs seines Vortrages die
große Gefahr der Luftangriffe für unser Land, da es
seiner geringen Tiefe wegen von allen Seiten angeflogen
werden kann und besonders unsere Städte und verkehrswichtigen

Knotenpunkte oft innerhalb kürzester Zeit von
feindlichen Fliegern erreicht werden können. Bei der
verhältnismäßigen Dichte der Bewohnung und Bebauung
unseres Heimatlandes kann praktisch überall Schaden
verursacht werden. Aus allen diesen Gründen ist es Pflicht
unserer verantwortlichen Behörden, wie des gesamten
Schweizervolkes, rechtzeitig umfassende und wirksame
Maßnahmen und Vorsorgen zu treffen, um die Heimat
vor Zerstörung und Vernichtung zu schützen. Die
tatsächliche Wirklichkeit übertrifft bei weitem alle
wirklichkeitsnahen Supponierungen und Improvisationen. Die
besten Beispiele hierfür liefern uns die Erfahrungen des
Weltkrieges und die gegenwärtigen Kriege in Spanien
und China.

Vor eine besonders schwierige Aufgabe wird im
Kriegsfalle der städtische Verwaltungsapparat gestellt,
weil ihm durch die Mobilisation Funktionäre entzogen
werden. Das Eidg. Militärdepartement wird sich daher
mit dem Städteverband in Verbindung setzen, um die
Dispensation einzelner für den Verwaltungsapparat einer
Stadt wichtigen Funktionäre zu prüfen. Ferner wird der
gesamte städtische Verwaltungsapparat durchgehend
vereinfacht und unumgängliche Neubesetzungen innerhalb

des Verwaltungsdienstes sollen heute schon ins Auge
gefaßt werden. Die befriedigende Lösung dieses
Problems würde sich heute schon bedeutend erleichtern
lassen, wenn aus den Reihen der Nichtdiemstpflichtigen für
einen städtischen Verwaltungsdienst befähigte Personen
ausgezogen würden und in entsprechenden Kursen und
Schulen verwaltungstechnisch aus- und weitergebildet
werden könnten. Eine weitere Schutzmaßnahme erblickt
der Referent in der Bereitstellung der notwendigen
Verwaltungsräume, die gegen die Gefahren eines Luftkrieges
geschützt und gesichert sind. Der städtische Verwaltungsapparat

darf durch feindliche Luftangriffe in seiner Funktion

nicht unterbrochen werden, soll die Gefahr eines
anarchischen Chaos nicht in bedrohliche Nähe treten.

Die im Verlaufe eines Krieges unumgänglichen
Bevölkerungsbewegungen, die Lockerung der Sitten und
Rechtsbegriffe, die zahlreichen neuen Gelegenheiten zur
Kriminalität, die fortschreitende Desorganisierung von

Wirtschaft, Familie und in gewissem Sinne auch der
staatlichen Autorität und endlich die Ueberwachung der
strikten Befolgung aller militärischen, staatlichen und
städtebehördlichen Befehle, Anordnungen, Erlasse und
Verbote stellen an die städtische. Polizei außerordentlich
erhöhte Anforderungen, denen sie in vielen Fällen einfach
nicht mehr genügen kann. Aus diesem Grunde ist eine
ergänzende Mitwirkung besonders der Luftschutzorganisationen,

ferner der Militärvereine, Kadetten und
Pfadfinder unerläßlich. Man wird in der Folge auch gezwungen

sein, auf pensionierte Beamte und Funktionäre
zurückzugreifen. Endlich wird man, wie zur Zeit des
Weltkrieges, zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
und zum Schutze des gesamten städtischen Dienstapparates

Bürgerwehren aufstellen.
Eine der wichtigsten Aufgaben der Stadtbehörden

und der oben erwähnten, zur Mithilfe herangezogenen
Organisationen ist ferner die Unterdrückung jeglicher
Panikerscheinung innerhalb der Bevölkerung. Aus diesem
Grunde wird die Organisierung eines gut spielenden
Nachrichtendienstes unumgänglich sein. Die Bevölkerung
erträgt auch die schlimmsten Nachrichten, aber sie
erträgt nicht ein absolutes Stillschweigen, das Fehlen der
Zeitungen, die Unmöglichkeit zu telephonieren und
telegraphieren, die Verweigerung der Annahme von
Postsendungen und die Ungewißheit über die ihr nahestehenden

Heeresangehörigen. Ein gut organisierter Nachrichtendienst

— selbstverständlich unter Beobachtung aller
militärisch wichtigen Vorbehalte — erleichtert auch ganz
wesentlich die Uebermittlung von amtlichen Vorschriften
und Erlassen sowie militärischer Anordnungen. Als ein
besonders günstiges Moment zur Beruhigung der
Bevölkerung nach Fliegerangriffen, Beschießungen usf. hat
sich die rasche Wiederherstellung früherer Bequemlichkeiten

ausgewirkt. Wenn das elektrische Licht wieder
brannte, wenn die Wasserleitung wieder funktionierte
und die Kaufläden wieder geöffnet wurden, wurde die
Bevölkerung wieder ruhiger. Als besonders eindringliches

Beispiel mag folgendes Erlebnis aus Madrid gelten.

Das Stadtviertel « Quatro Caminos » wurde von der
nationalistischen Artillerie heftig bombardiert. Zitternd
vor Angst floh die Bevölkerung in die Keller und
Luftschutzräume. Eine Panik schien unvermeidlich, da rettete
ein Scherenschleifer die ganze Situation. Unbekümmert
um die noch immer einschlagenden Geschoße zog der
Mann singend und pfeifend durch die Straßen und rief
nach stumpfen Messern. Dadurch wurden die verängstigten

Bewohner so beeindruckt, daß sie zumindest wieder

versuchten, vernünftig zu denken und zu überlegen.
(Schluß folgt.)

Unkürzbare
Militärversicherungsansprüche

Zu den unangenehmen Nebenerscheinungen des allgemeinen
Abbaues zählt auch die Kürzung der Leistungen der
Personalversicherungskassen des Bundes, wie sie das Finanzprogramm
vom Jahre 1936 in Art. 29 und ein bezüglicher Bundesratsbeschluß

vorsehen. Der Bundesratsbeschluß vom 28. Juli 1936
bestimmt in Art. 1, Abs. 1: « Die Leistung der Versicherungskasse

für die eidgenössischen Beamten, Angestellten und
Arbeiter und der Pensions- und Hilfskasse für das Personal der
Schweiz. Bundesbahnen sind um nominell 15 % der statutarischen

Leistungen zu kürzen.» In Anwendung dieser Bestimmung

wurde dem nach siebenunddreißigjähriger Dienstzeit in
den Ruhestand getretenen Tambourinstruktor Sch. mitgeteilt,
daß seine monatliche Rente von Fr. 151.70 auf Fr. 119.60 reduziert

werde, und zwar pro 1936/37. Dies entspricht einer von
Sch. bezogenen Jahresrente von Fr. 4970.40 gleich 70%. des
Jahresgehaltes von Fr. 7100.—, nunmehr herabgesetzt auf Fr.
3150.—. Dieser letztere Betrag wurde dem Sch. von der Eidg.
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Militärpensionskommission bewilligt, die Differenz von Fr.
1820.40 hätte die Versicherungskasse der eidg. Beamten zu
tragen.

Tambourinstruktor Sch. hatte sich beim Eidg. Finanzdepartement
umsonst bemüht, die Herabsetzung rückgängig zu

machen, obwohl er sich darauf stützte, daß gemäß Art. 15 des
Bundesgesetzes vom 28. Juni 1936 die Leistungen der
Militärversicherung weder abgetreten, betreibungsrechtlich beschlagnahmt,

noch mit einer Steuer belegt werden dürfen. Die Eidg.
Finanzverwaltung verteidigte sich denn auch damit, daß dem
Sch. an der Leistung der Militärversicherung gar nichts reduziert

worden sei. Da Sch. aber auf Grund der Kassenstatuten
auch Anspruch auf eine jährliche Invalidenrente von Fr. 4970.40
habe, so sei ihm hiervon der Fr. 2400.— übersteigende Betrag
im Sinne von Art. 2, Abs. 2, des Bundesratsbeschlusses zu
kürzen, d. h. um 15 %.

Der verwaltungsrechtlichen Beschwerde des Sch. beim
Bundesgericht war kein besserer Erfolg beschieden, indem die
Kammer für Verwaltungs- und Beamtensachen die Beschwerde
am 14. Juli d. J. abgewiesen hat. Der Rekurrent hatte nur die
Verkürzung der Militärversicherung geltend gemacht, was aber
tatsächlich gar nicht zutraf, da jene von der Kürzung nicht
betroffen wurde. Laut Art. 61 Beamtengesetz ist das Bundesgericht

aber nicht an die Begründung, sondern nur an die
Rechtsbegehren einer Partei gebunden, weshalb es von Amtes
wegen die weitere Prüfung vornahm, ob etwa sonst in
bundesrechtswidriger Weise eine Kürzung der Rente stattgefunden
habe. Das Resultat ergab aber, daß die Kürzung vollkommen
rechtmäßig erfolgt war. Nach Art. 13 der Kassastatuten deckt
die eidg. Versicherungskasse nur einen allfälligen Ausfall der
Gesamtleistung der Militärversicherung gegenüber ihrer eigenen
statutarischen Leistung. Die Berechnung der Kürzung von
monatlich Fr. 151.70 war daher korrekt, da sie nur diese nominelle

Rente dem Abbau unterworfen hat, nicht aber die
Militärversicherungsrente. Der Bundesratsbeschluß selbst, und das
Finanzprogramm enthalten keine Angaben darüber, wie die
Kürzung vorzunehmen sei, wenn die Bezüge eines Versicherten
sich wie bei Sch. aus Leistungen der Versicherungskasse und
der Militärversicherung (oder Suval) zusammensetzen. Art. 3,
Abs. 2, des BRB. lautet: «Die Kürzung der Gesamtleistung
(Summe der Leistungen der Militärversicherung und der Suval.
der Zuschüsse nach Beamtenordnung, der Unterstützungen und
der Renten der Personalversicherungskasse) darf in keinem
Fall mehr betragen, als wenn die Ansprüche einer
Personalversicherungskasse des Bundes in Frage kamen.» Dieser
Grundsatz, also der Kürzung auf der Gesamtleistung, entspricht
dem Gedanken, der allgemein im Beamtenrecht des Bundes
zum Ausdruck kommt, nämlich daß der Beamte bei Ansprüchen
an mehrere Fürsorgeeinrichtungen zwar Anspruch auf die
höhere Leistung haben soll, aber nicht etwa auf mehr. Art. 3,
Abs. 3 BRB. will für die Bezüger von Militärversicherungsleistungen

keine Ausnahmestellung hiervon machen, wenn er
erklärt: «Leistungen der Militärversicherung und der Suval
bleiben von der Kürzung unberührt. » Damit will er lediglich
den Grundsatz des Art. 15 Militärversicherungsgesetz wahren,
der vorliegenden Falles gar nicht verletzt ist. Auf Grund dieser
materiellen Abweisung hatte die Beamtenkammer die Einrede
der Verjährung nicht mehr zu prüfen. Gemäß Art. 17 der
Statuten der eidg. Versicherungskasse sind Klagen nämlich binnen
zwei Jahren seit Entstehung des Anspruches dem Gerichte
einzureichen, ansonst der Anspruch verwirkt. - -esk- -

24. Schweiz. Militärradfahrertage in Luzern
8-/9. Oktober 1938.

Der Festführer ist erschienen. Er präsentiert sich als
wohlgelungenes Werk von 36 Seiten, enthaltend alles Wissenwerte
über die große militärsportliche Veranstaltung. Der Festführer
wird Interessenten auf Verlangen kostenlos zugestellt, Adresse:
24. Schweiz. Militärradfahrertage, Postfach Luzern. — Zum
Aushang gelangt ist auch das offizielle Plakat, das in den bei
der Meisterschaft durchfahrenen Gemeinden des Kantons
Luzern angeschlagen wird, und die Daten und Zeiten der
verschiedenen Veranstaltungen, als: Patrouillenfahren, Meisterschaft,

Gewehr-, Pistolen- und Revolverschießen enthält und
auf die große gemütliche Unterhaltung vom Samstagabend,
8. Oktober, im Kunst- und Kongreßhaus aufmerksam macht,
wobei das Musikkorps des Verbandes Schweiz. Spielunteroffiziere

und bestbekannte Kunstradfahrer mitwirken.
Besondere Aufmerksamkeit ist dem Gabentempel zugewendet
worden. Für das Patrouillenfahren gelangen nebst 30

Weinkannen 70 Becher; alle graviert, zur Abgabe und für die
Meisterschaft sind 160 Plaketten, teilweise mit eingraviertem Rang,
massiv Bronze, sowie Naturalpreise bereitgestellt. Im Schießen

endlich können Kranzabzeichen und Naturalpreise erworben
werden.

Die Radfahrertage, als Abschluß der diesjährigen
Radfahrersaison, werden geeignet sein, Zeugnis abzulegen für das
Können, aber auch für den guten Geist unserer Stahlroßreiter.

A. A.

Adj.-Uof. W. Keller,
dem Chefbuchhalter des Zeughauses in Zürich,

zum Abschied.

Dem Lande dient' er vier Jahrzehnt
in vorbildsamer Treue
und lang er nicht nach Ruh sich sehnt,
wirkt alle Tag aufs neue.

Sein Leitwort hieß Genauigkeit
in groß und kleinen Dingen,
er weiß, daß so mit Sicherheit
die Arbeit muß gelingen.

Nie ließ er nach in seinem Drang
das Beste stets zu leisten,
kein Tagewerk war ihm zu lang,
die Kräfte nie entgleisten.

Manch tausend Mann hat er gekannt
die in das Zeughaus kamen,
sich an dem wackern Adjutant
ein leuchtend Beispiel nahmen.

Und da er sich nun zieht zurück
zum Ruhestand in Ehren,
wünscht ihm Soldatenvolk viel Glück,
daß lang er möge währen. —

Albert Ott.

Militärisches Allerlei
Das große Arbeitsbeschaffungsprogramm in der Höhe von

415 Millionen Franken war für die Herbstsession der eidgenössischen

Räte noch nicht genügend vorbereitet, weshalb ein
erster dringlicher Teil im Betrage von 70 Millionen vorgelegt
wurde, um die teilweise Durchführung des Programms für die
Erweiterung der Landesverteidigung bereits im Jahre 1939 zu
ermöglichen. Die militärischen Kredite, die vom Bundesrat
verlangt wurden, waren folgende: für Verstärkung der Bewaffnung
1 Million, für den Ausbau der Fliegerwaffe 4,7 Millionen, für
den Ausbau von Befestigungsanlagen 2,3 Millionen, Schaffung
von Munitionsreserven 500,000 Franken, Ergänzung des
Korpsmaterials 1,9 Millionen, Maßnahmen zur Sicherstellung des
Bahnbetriebes und Telephonverkehrs 500,000 Franken, militärisch

notwendige Gebäude und Einrichtungen 800,000 Franken,
militärische Bauten 3,6 Millionen. Zu diesen 15,3 Millionen für
militärische Wehrbereitschaft treten für die Sicherstellung des
Landes mit lebenswichtigen Gütern 10 Millionen. Die Vorlage,
die auch 35 Millionen für Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
vorsah, wurde im Nationalrat mit 122 Stimmen ohne
Gegenstimme gutgeheißen. ^

Am Jahrestag der bernischen Bauern-, Gewerbe- und
Bürgerpartei in Burgdorf äußerte sich Bundesrat Minger u. a. auch
zu den militärischen Problemen der Gegenwart. Er stellte fest,
daß in den letzten fünf Jahren für die Landesverteidigung 605
Millionen Franken bewilligt worden seien, wozu noch die
ordentlichen Kredite des Militärbudgets (1939: 140 Millionen)
traten. Er warnte vor allzu weitgehenden Forderungen und
wies darauf hin, daß Landesverteidigungskommission und
Bundesrat, denen die Aufgaben der Armee bekannt sind und die
die Verantwortung zu tragen haben, Vertrauen beanspruchen
dürfen. Einen « Friedensgeneral » lehnte Bundesrat Minger als
für unsere Armee untragbar und unnötig ab. Im Bedarfsfalle
sei der General bald gefunden und die Umstellung der Armee
vom Friedens- auf den Kriegsbetrieb werde sich reibungslos
vollziehen. Der kritische Moment für unsere Armee, der Ueber-
gang von der alten zur neuen Truppenordnung, sei nunmehr
überwunden und der neue Grenzschutzapparat sei an den
diesjährigen Wiederholungskursen eingespielt worden. Bereits
verfügen wir auch über eine große Zahl ausgebauter Befestigungsanlagen.

Die Widerstandskraft der Armee habe gewaltig
zugenommen und sie werde weiter wachsen, weil die Aufrüstung
noch nicht beendet sei. Vom Standpunkt der militärischen
Landesverteidigung aus können wir der Zukunft ruhig entgegenblicken.
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